
Umsatz des Bauhauptgewerbes 
in der Bundesrepublik 1970  
und in Deutschland 2000:

1970 ― 29 400 000 000 Euro

Durchschnittliche Bruttokaltmiete 
in der Bundesrepublik 1982  
und in Deutschland 1993:

1982 ― 161 Euro

Anzahl der Erwerbstätigen im Baugewerbe 
im Deutschen Reich 1900 
und in der Bundesrepublik 1970:

1900 ― 1 239 000

Anzahl der Wohngebäude 
im Deutschen Reich 1936 und  
in Deutschland 2010:

1936 ― 8 700 000

2000 ― 98 600 000 000 Euro

1993 ― 293 Euro

1970 ― 2 319 000

2010 ― 18 100 000

19
Bauen und  
Wohnen
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Bauen und Wohnen dienen grundlegenden gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Versorgungsfunktionen. Zugleich sind sie durch 
individuelle Wünsche, politische, staatliche Ziele und wirtschaft-
liche Interessen bestimmt. Diese Kräfte wirkten und wirken in  
den jeweiligen Epochen unterschiedlich zusammen. Die Analyse 
dieses Zusammenspiels eröffnet den Blick auf wichtige gesell-
schaftliche, wirtschaftliche und politische Entwicklungen der 
modernen Gesellschaft.

siedlung sein (ein Begri! für ein Wohnhaus mit Landzulage 
und Stall bzw. Wirtscha"steil), das freistehende sowie das 
Reihen-Einfamilienhaus, die Einliegerwohnung und die 
Wohnung im Mehrfamilienhaus. Bei der Rechtsform unter-
scheidet man zwischen Wohnen im Eigentum, zur Miete 
oder in Sonderformen wie dem Dauer- bzw. dem genossen-
scha"lichen Wohnrecht.

Wohnungspolitik bezeichnet im engeren Sinne die Sum-
me derjenigen meist staatlichen Maßnahmen, die mit Blick 
auf politisch de#nierte Ziele der quantitativen und qualitati-
ven Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum dienen. Im 
weiteren Sinne wird auch die Siedlungs- und Stadtumwelt ein-
bezogen. Wohnungspolitik gliedert sich in die Bau- und die 
Bestandspolitik. Die erstere umfasst alle Maßnahmen, die 
sich auf den Neubau richten. Ihre Mittel sind weit gespannt. 
Sie umfassen die Bodenpolitik ebenso wie ein vielfältiges Ins-
trumentarium ö!entlicher Subventionen: Kapital- bzw. Zins-
subventionen, Abschreibungen bzw. Steuervergünstigungen. 
Die Bestandspolitik richtet sich auf den vorhandenen Wohn-
raum und gliedert sich in die Mietrechts-, Mietpreisrechts-
politik sowie die ö!entliche Wohnraumbewirtscha"ung (bei-
spielsweise Festlegung des Mietpreises durch die ö!entliche 
Hand, Einweisung von Mietern in Wohnungen, die aufgrund 
staatlicher Förderung entsprechende Belegungsbindung ha-
ben, oder nach Kriegen, Umweltkatastrophen etc.).

An die Politik werden vielfältige Ansprüche bezüglich der 
Versorgung mit gutem und preiswertem Wohnraum gestellt, 
und es gibt zahlreiche Wechselwirkungen mit angrenzenden 

Einordnung	und	begriffliche	Klärungen
Wohnen ist ein Grundbedürfnis des Menschen und zugleich 
ein Bereich, um sich gesellscha"lich darzustellen, zu integrie-
ren oder abzugrenzen. Die Bauwirtscha" ist eine „Lokomotive 
der Gesamtwirtscha"“: eine Schlüsselbranche, von der viele 
Wirkungen auf andere Bereiche ausgehen. Bauen und Wohnen 
richten sich auf die Gestaltung von Gegenwart und Zukun" – 
in persönlicher wie gesellscha"licher, politischer, volks-, einzel-
wirtscha"licher, kultureller, räumlicher und ästhetischer Hin-
sicht. Sie sind zugleich von den vorhandenen Traditionen und 
Ressourcen auf diesen Feldern geprägt und zum Teil begrenzt.

Das Gut „Wohnung“ besteht aus einem oder mehreren 
Räumen, die für den dauerha"en Aufenthalt von Menschen 
bestimmt und geeignet sind, die dafür erforderlichen Grund-
funktionen gewährleisten, insbesondere eine Küche haben, 
und in der Regel räumlich abgeschlossen sind. Es weist als 
Besonderheiten auf, dass es von jedermann benötigt wird 
und nicht substituierbar ist; es ist immobil, heterogen, seine 
Herstellung zeitraubender und teurer und seine Nutzungs-
dauer im Allgemeinen länger als diejenige fast aller anderen 
Gebrauchsgüter. Ferner orientieren sich Bauherren bzw. Be-
wohner nicht nur an den Kriterien der eigenen wirtscha"-
lichen Leistungsfähigkeit, des #nanziellen Ertrags, an ihren 
familiären und beru$ichen Bedürfnissen, sondern auch an 
Überlegungen bezüglich sozialem Status, Prestige und wirt-
scha"lich-sozialer Sicherheit.

Bei Wohnungen wird zwischen der Wohn- und der 
Rechtsform unterschieden. Die Wohnform kann die Klein-
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Erwerbs-
tätige  

im Bau - 
gewerbe

Bauhauptgewerbe Umsatzanteile am  
öffentlichen Bau

Ein- 
kommen  

im Bauge- 
werbe

Lohn- und 
Gehaltssumme 
im Bauhaupt-

gewerbe
tätige 

Personen 

Umsatz

Hoch- 
bau

Straßen- 
bau

Tief- 
bau

Mrd.  
Euro

darunter:

Wohnungs- 
bau

gewerb-
licher Bau

öffent- 
licher Bau 

1 000 % Mrd. Euro

x0854 x0855 x0856 x0857 x0858 x0859 x0860 x0861 x0862 x0863 x0864
Deutscher Bund / Deutsches Reich

1855 384 – – – – – – – – 0,1 –

1875 530 – – – – – – – – 0,2 –

1890 1 045 – – – – – – – – 0,5 –

1900 1 239 – – – – – – – – 0,7 –

1910 1 530 – – – – – – – – 1,0 –

1929 2 030 – – – – – – – – 2,8 –

1936 2 086 – – – – – – – – 2,0 –

Bundesrepublik

1950 1 463 913 3,2 – – – – – – 2,7 1,3

1960 2 126 1 406 12,8 38,8 25,6 35,5 25,5 37,3 37,2 – 4,3

1970 2 319 1 529 29,4 34,9 24,0 41,1 23,0 37,5 39,4 – 11,3

1980 2 134 1 263 57,5 37,9 25,5 36,6 24,2 33,8 42,1 – 19,1

1989 1 833 999 63,7 31,2 34,1 34,7 26,3 32,1 41,7 – 19,8

Deutschland

2000 2 920 1 050 98,6 35,2 35,7 29,1 21,9 38,9 39,1 – 26,2

2010 2 371 716 81,9 32,1 36,0 31,8 25,2 42,1 32,7 – 18,8

Seite Wohnungselend, wie es sich insbeson-
dere in überalterten, heruntergekommenen 
Stadtvierteln zeigte, aber auch in der Miets-
kaserne. Beispiele sind der Berliner Wed-
ding und das Hamburger „Gänge viertel“. 
In den Brennpunkten entwickelten sich 
spezifische proletarische Wohnformen 
(u „Schlafgängerwesen“, halbo!ene Gesell-
schaft). Angesichts fehlender sozialer Si-
cherheit (u „Kahlpfändung“) entzogen sich 
Mieter nicht selten durch raschen Umzug 
der Mietzahlung. An den Problemen ent-
zündete sich Sozialkritik, beispielsweise 
von  Armenärzten, die Untersuchungen 
über die Wohnverhältnisse in sozialen 
Brennpunkten initiierten. Ferner führten 
die Missstände zur Formierung der Boden-
reformbewegung mit dem Ziel, den Boden 
umzuverteilen und „unverdienten“ Boden-
wertgewinn abzuschöpfen, sowie zur Gar-
tenstadt-2 und zur Wohnreformbewegung 3.

sentlichen auf Vorgaben für Bausicherheit 
und Feuerschutz (siehe das preußische 
Fluchtliniengesetz von 1875) und gri! so-
zialpolitisch kaum ein. Aufgrund des star-
ken Wachstums der Be völkerung sowie 
ihrer Zusammenballung in gewerblich- 
industriellen Zentren kam es zu einem 
Bauboom, es entstanden Bodenspekulati-
on, Armutsviertel und Elendswohnungen. 
Das führte dazu, dass die Armen- und Ar-
beiterfrage im Gefolge der Industrialisie-
rung zugleich auch zur Wohnungsfrage 
wurde. In den rasch wachsenden Indus-
triezentren kam es zu fortschreitender Se-
gregation: auf der einen Seite adeliges und 
großbürgerliches Wohnen – Stichworte 
sind Stadtpalais und bürgerliche Villa mit 
Vorbildwirkung, auch bezüglich Auftei-
lung und Ausstattung im Inneren mit Re-
präsentationsräumen und „gutbürger-
lichem“ Wohnzimmer –, auf der anderen 

Politikfeldern, wirtschaftlichen, wissen-
scha"lichen und künstlerischen Gebieten, 
zum Beispiel der Boden-, Städtebau-, Sied-
lungs-, Raumordnungs- und Verkehrs-, 
Umwelt- und Energiepolitik, der Steuer-, 
Eigentums-, Vermögens-, Konjunktur- und 
allgemeinen Wirtscha"spolitik sowie dem 
Kapital-, Arbeits-, Bausto!markt und nicht 
zuletzt der Architektur.

Mit dem Wohnungsbau konkurrieren 
weitere Bereiche um Ressourcen: der Wirt-
scha"sbau – die Errichtung von gewerb-
lichen Anlagen, Fabriken, Büros, Läden 
usw. – sowie der ö!entliche Bau: die Er-
richtung von Schulen, Rat- und Kranken-
häusern, %eatern und Bädern etc. u Tab 1

Historische Entwicklungslinien
Die Wohnverhältnisse im 19. Jahrhundert 
waren weitgehend liberal geprägt.1 Die öf-
fentliche Hand beschränkte sich im We-

u Tab 1  Das deutsche Baugewerbe
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Weimarer Zeit erprobt worden waren, und 
förderte sie besonders, desgleichen den 
Bau von Einfamilienhäusern und Klein-
siedlungen. Er stellte das Wohnungswesen 
in den Dienst agrarromantischer (Klein-
siedlung, Ostsiedlung) und großstadt-
feindlicher Vorstellungen, war aber zwi-
schen Agrarromantik und industriellem 
Massenwohnungsbau gespalten. Im Rah-
men von Kriegsvorbereitung und Ressour-
cenverknappung intensivierte der natio-
nalsozialistische Staat die öffentliche 
Wohnraumbewirtschaftung bzw. Woh-
nungszwangswirtscha". 1936 fror er die 
Wohnungsmieten ein.6

Nach dem Zweiten Weltkrieg war die 
Wohnungsnot größer als je zuvor. 1950 
gab es in der Bundesrepublik 15,4 Millio-
nen Haushalte, doch nur 10,1 Millionen 
Wohnungen. Die Jahre 1945 bis 1949 wa-
ren ein Schwebezustand: gravierende Un-
terversorgung mit Wohnraum, vor allem 
in den Städten und industriellen Zentren; 
umfangreiche Wanderungen bzw. Bevöl-
kerungsverschiebungen; starke Bewirt-
scha"ung; Instandsetzungen, doch noch 
kaum Neubau; Unsicherheit, wie lange 
die Wohnungsnot andauern würde und 
mit welchen Leitbildern und Mitteln sie 
zu überwinden sei.7

Ab 1949 gingen die beiden deutschen 
Staaten getrennte Wege. In der Bundes-
republik setzte die bürgerliche Koalition 
aus CDU/CSU, FDP und DP auf Mobili-
sierung aller Krä"e unter staatlicher Rah-
mengebung und Förderung: Dies umfass-
te erstens den ö!entlich geförderten Sozi-
alen Wohnungsbau mit Einsatz staatlicher 
Mittel, Beschränkung der Wohnungsgrö-
ße auf 32 bis 64 Quadratmeter und der 
Miethöhe auf maximal 1,10 D-Mark/Qua-
dratmeter (= 0,56 Euro; in Großstädten) 
sowie der Vergabe an Mieter unterhalb 
bestimmter Einkommensgrenzen. Zwei-
tens den steuerbegünstigten Wohnungs-
bau, der Steuervergünstigungen, aber kei-
ne ö!entlichen Förderungsmittel erhielt; 
die Wohnungen dur"en 80 bis – für Kin-
derreiche – 120 Quadratmeter groß sein; 
es galt die Kostenmiete. Drittens den frei-
#nanzierten Wohnungsbau ohne ö!ent-
liche Mittel und Beschränkungen.8 Man 

Die Situation änderte sich mit dem 
Ende der Monarchie in Deutschland und 
dem Übergang zur demokratischen Mas-
sengesellscha" am Ende des Ersten Welt-
kriegs, als etwa eine Million Wohnungen 
aufgrund von Mangel und Baustillstand 
im Weltkrieg fehlten und die Wohnungs-
frage zu einem kardinalen %ema der Ge-
sellscha"spolitik wurde: für den Staat ein 
Mittel zur gesellschaftlichen Stabilisie-
rung, für die Parteien ein Instrument der 
Klientelbindung.4 Die Weimarer Zeit wur-
de zum Wendepunkt hinsichtlich von In-
terventionen ins Wohnungswesen. Nun 
gri! der Staat einerseits in Fortsetzung 
kriegswirtscha"licher Maßnahmen stark 
lenkend ein, mit verschärftem Mieter-
schutz, massiver Mietpreisbegrenzung 
und fortgeführter, wenngleich gelockerter 
ö!entlicher Wohnraumbewirtscha"ung. 
Andererseits #nanzierte er umfangreich 
den Neubau nach der Währungsreform 
1923 mithilfe einer „Geldentwertungsaus-
gleichssteuer auf die bebauten Grundstü-
cke“ (in Preußen: „Hauszinssteuer“). Die-
se Mittel $ossen in erheblichem Umfang 
an gewerkscha"liche, verbandliche und 
kommunale Träger. Der Werkswohnungs-
bau hingegen wurde ausgeschlossen. Mit 
diesen Mitteln kam es zu umfangreicher 
Neubautätigkeit, bei der die jeweiligen 
Träger die ihnen politisch angemessen er-
scheinenden Siedlungsformen realisier-
ten. Beispielsweise errichtete die Linke 
vornehmlich Siedlungen des Neuen Bau-
ens, mit den Merkmalen Einheitlichkeit, 
Gleichheit, Kubus und Flachdach; natio-
nale und konservative Kräfte hingegen 
konzentrierten sich auf konventionelle 
Formen: architektonische Unterschied-
lichkeit, Sattel dach und Sprossenfenster. 
Politische  Programmatik verband sich mit 
kon zeptionell-ästhetischem Ausdruck.

In der Weltwirtscha"skrise brach der 
Wohnungsbau stark ein. Die ö!entliche 
Förderung kam zum Erliegen, es domi-
nierten Selbst- und Nachbarscha"shilfe. 
Der Nationalsozialismus benutzte den 
Wohnungsbau für seine Ziele, entwickelte 
freilich keine grundlegend neuen Kon-
zepte. 

5 Er gri! Vorstellungen der länd-
lichen Siedlung auf, wie sie schon in der 

u Schlafgänger 
Schlafleute, -burschen mieteten, meist 
im Haushalt bedürftiger Witwen und 
Arbeiterfamilien, nicht einen Raum, 
sondern eine Schlafgelegenheit, eine 
„Schlafstelle“, im Wesentlichen ein 
Bett, im Extremfall nur für die Zeit,  
in der der Wohnungsinhaber es nicht 
selbst benutzte. Dies war den Sozial-
reformern und der Obrigkeit aus 
sitt lichen und hygienischen Gründen 
ein Dorn im Auge. Zur Abhilfe errich-
teten Unternehmen und Kommunen 
Ledigenheime.

u Kahlpfändung 
Die Pfändung und Verwertung aller 
Vermögensgegenstände bei Miet-
schulden. Sie war damals zulässig, 
es gab noch keinen Schutz des 
Lebensnotwendigen. Deshalb ent-
zogen sich zahlungsunfähige Mieter 
bei Mietrückstand nicht selten durch 
rasches Verschwinden mit allen 
Habseligkeiten.
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Bestand
Anteil am  

Wohnungsbestand  
nach Größe

fertiggestellte  
Wohnungen in Wohn-  

und Nichtwohngebäuden

Sozialer 
Wohnungs- 

bau
Preisindex für 
Wohn ge bäude

Wohn- 
gebäude

Woh - 
nungen

Wohnungen 
pro 1 000 

Einwohner

1– 3  
Räume

4 – 6  
Räume

7 und  
mehr 

Räume 1 000
pro  

10 000  
Ein- 

wohner

1 – 2  
Woh- 

nungen
3 und mehr 
Wohnungen

geförderte  
Wohnungen

Bauleistungen am 
Bauwerk, Neubau, 

konventionell
Mio. % % 1 000 Index (2005=100)

x0865 x0866 x0867 x0868 x0869 x0870 x0871 x0872 x0873 x0874 x0875 x0876
Deutsches Reich

1871 5,3 8,7 213 – – – – – – – – –

1880 5,7 9,7 214 – – – – – – – – –

1890 5,8 10,6 216 – – – – – – – – –

1900 6,5 12,3 219 – – – – – – – – –

1910 7,0 14,3 222 – – – – – – – – –

1920 7,2 13,7 222 – – – 103 17 – – – 48,4

1929 8,0 15,5 240 – – – 318 51 – – – 8,1

1936 8,7 17,2 256 – – – 310 47 – – – 6,0

Bundesrepublik

1950 5,4 10,1 214 43,0 57,0 – 372 74 82,5 17,5 319 11,4

1960 7,4 16,1 291 – – – 574 104 – – 327 17,9

1970 9,2 20,8 338 36,1 56,5 7,4 478 79 – – 165 31,0

1980 11,2 25,4 412 34,2 57,8 8,0 389 63 – – 97 59,5

1989 12,3 26,6 424 29,2 59,5 11,3 239 38 83,2 16,8 65 74,4

DDR

1950 1,9 5,1 276 – – – 31 17 72,3 27,8 – –

1960 – – – – – – 80 47 – – – –

1970 – – – – – – 76 45 – – – –

1980 – – – – – – 112 67 – – – –

1989 – 7,0 426 – – – 92 56 – – – –

Deutschland

1990 – 33,9 425 31,0 59,7 9,4 – – – – – –

2000 16,8 38,4 467 30,4 59,6 10,0 423 51 82,2 17,8 44 97,9

2010 18,1 40,3 493 – – – 160 20 83,0 17,0 – 113,9
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Abb 1: Fertiggestellte Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden - auf 10 000 Einwohner

Abb. 2: Wohnungsbestand - je 1000 Einwohner

u Tab 2 Wohnungsbestand, Wohnungsbau

u Abb 1 Fertiggestellte Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden — pro 10 000 Einwohner
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Abb 1: Fertiggestellte Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden - auf 10 000 Einwohner

Abb. 2: Wohnungsbestand - je 1000 Einwohner

setzte auf Objektförderung, bei der sich 
die Subventionierung nur an der Einhal-
tung politischer Vorgaben wie der Be-
schränkung der Wohnf läche und der 
Miethöhe orientierte, nicht aber an der 
 #nanziellen Lage der Bauherren. Allmäh-
lich wurde dies ergänzt durch Subjektför-
derung in Form von Mietbeihilfen bzw. 
Wohngeld, um nicht marktfähige Nach-
frage marktfähig zu machen.

In der DDR setzte die sozialistische 
Regierung immer stärker auf den Woh-
nungsbau von Genossenschaften und 
Staatsbetrieben mit niedrigen Mieten und 
öffentlicher Bewirtschaftung sowie auf 
Vergesellscha"ung des Wohnraums („Die-
ses Haus gehört dem Volke“). Die einge-
frorenen Mietpreise bestanden von der na-
tionalsozialistischen Zeit bis zum Zusam-
menbruch der DDR fort. Das System nicht 
kostendeckender Mieten erstickte den ge-
werblichen Wohnungsbau und zog den 
Verfall des Wohnungsbestandes nach sich. 
Im Wohnungsbau überlebte, wenn man  es 
typisiert, neben dem staatlichen und genos-
senscha"lichen Wohnungsbau nur derje-
nige für die Selbstversorgung. 

Beide deutsche Staaten erlebten seit ih-
rer Gründung einen Bauboom9 – in der 
DDR staatlich induziert, in der Bundesre-

publik durch die Mobilisierung aller wirt-
scha"lich-gesellscha"lichen Krä"e mit 
Förderung durch die öffentliche Hand. 
Am Höhepunkt des Booms im Jahr 1964 
wurden etwa 624 000 Wohnungen (brut-
to) errichtet und damit mehr als je zuvor 
in der deutschen Geschichte – in den bes-
ten Jahren der Weimarer Republik waren 
es für Gesamtdeutschland etwa 338 802 
gewesen (1929).10 Auch bezogen auf die 
Einwohnerzahl stiegen die Fertigstellun-
gen und erreichten in der Bundesrepublik 
Spitzenwerte. u Tab 2, Abb 1

Parallel zur Überwindung der Unter-
versorgung reduzierte die Bundesrepublik 
die staatlichen Eingri!e ins Wohnungs-
wesen. Das Erste Wohnungsbaugesetz von 
1950 war ein additiver Kompromiss, der, 
um die Wohnungsnot zu überwinden, 
 allen Bauherrengruppen Anreize bzw. Ent-
faltungsmöglichkeit bot. Das Zweite Woh-
nungsbaugesetz von 1956 („Wohnungsbau- 
und Familienheimgesetz“) war der Ver-
such, das Eigen- bzw. Familienheim aus 
politisch-weltanschaulichen Gründen ge-
gen den Mietwohnungsbau stärker durch-
zusetzen. Das „Gesetz über den Abbau der 
Wohnungszwangswirtscha" und über ein 
soziales Miet- und Wohnrecht“ 1960 über-
führte das Wohnungswesen in die Markt-

wirtscha" unter gleichzeitiger Einbindung 
in Sozialrechtsklauseln (Kündigungsschutz; 
Kündigung nur bei Eigenbedarf). Parallel 
zu der frühen, vornehmlich auf privat-
wirtscha"liche Anreize setzenden Politik 
vollzogen sich Entwicklungen wie der Be-
deutungsgewinn der gewerkscha"lichen 

„Neuen Heimat“, die von der Wohnungs-
politik pro#tierte, ohne dass diese Konzen-
tration von der Regierung intendiert war. 
Die Wohnungsgemeinnützigkeit – und da-
mit der erwünschte Verzicht auf kapitalisti-
sche Rendite bzw. Spekulationsgewinn – 
gewann an Bedeutung, damit zugleich aber 
auch die – unerwünschte – Akkumulation 
von Wohnungsbeständen in Händen ein-
zelner Anbieter. Im Falle der gewerkscha"-
lichen „Neuen Heimat“ wirkten mehrere 
Faktoren zusammen,11 nach ihrem spekta-
kulären Zusammenbruch kam es 1988 zum 
Ende der Wohnungsgemeinnützigkeit.

Eine weitere Entwicklungsphase war 
die verstärkte Einbindung des Wohnungs-
wesens in die Stadtplanung unter den Ge-
sichtspunkten der Gliederung nach Funk-
tionen (wohnen, arbeiten, sich erholen, 
sich bewegen) gemäß dem Leitbild der 

„Charta von Athen“ (1933). Diese wurde in 
Deutschland nach der unmittelbaren Wie-
derau&auzeit (1945/48 bis etwa 1955) unter 

u Abb 2 Wohnungsbestand — pro 1 000 Einwohner
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2005=100

Abb. 4: Preisindex für Wohngebäude (Bauleistungen am Bauwerk, Neubau, konventionell) - 2005=100 

Abb. 3: Bewohnte Wohnungen - durschnittliche Fläche pro Person - in Quadratmetern
dem Leitbild der „gegliederten und aufge-
lockerten Stadt“ rezipiert (1955 bis etwa 
1970).12 Es folgten die dezidierte Städte-
bauförderung und die Propagierung der 

„verkehrsgerechten Stadt“. Nach dem Ende 
des Baubooms gewannen die Erhaltung 
und Sanierung des Bestandes immer mehr 
an Bedeutung, ferner Gesichtspunkte der 
Umwelt-, Alters-, Familiengerechtigkeit 
und zuletzt der Energieeinsparung. Der 
Versorgungsgrad der Bevölkerung mit 
Wohnungen ist inzwischen hoch, derjenige 
einkommensschwacher Nachfrager frei-
lich nach wie vor unbefriedigend. u Abb 2

Obwohl die Ausgaben für Miete und 
Nebenkosten gestiegen sind, verfügen die 
Deutschen derzeit über mehr Wohn$äche 
pro Person als je zuvor. Ursachen sind ne-
ben gewachsenen Ansprüchen an die 
Wohnqualität und gestiegenem Wohlstand 
auch der Rückgang der Kinderzahl und 
zunehmende Überalterung. u Tab 3, Abb 3

Eigen- 
tümer- 
quote

durchschnittliche 
Bruttokaltmiete Mietanteil am  

ausgabenfähigen 
Einkommen von 
Arbeitnehmern

Anteil der Hauptmieterhaus- 
halte mit Mietbelastung  

von 20 Prozent und mehr des 
Haushalts nettoeinkommens

bewohnte Wohnungen

pro  
Monat

pro  
Quadratmeter

durchschnitt-
liche Fläche

durchschnitt-
liche Fläche  
pro Person

durchschnitt-
liche Anzahl 

Personen
% Euro % qm Anzahl

x0877 x0878 x0879 x0880 x0881 x0882 x0883 x0884
Bundesrepublik / Alte Bundesländer

1950 39,1 19 – 10,1 – – – 4,7

1960 33,8* – 0,6 9,6 8,5 – – –

1972 35,8 95 1,5 13,3 25,3 75,0 26,4 2,9

1982 40,4 161 2,8 13,5 39,1 82,2 33,6 2,5

1993 41,7 333 4,9 16,7 58,2 86,8 36,9 2,4

2002 44,6 432 6,1 – 69,8 92,5 42,8 2,2

2010 48,8 465 6,5 – 72,4 95,8 46,1 2,1

Neue Bundesländer

1993 26,4 170 2,9 10,1 22,9 64,6 29,3 2,2

2002 34,2 324 5,3 – 60,3 76,8 36,2 2,1

2010 34,4 377 6,0 – 69,6 78,8 41,4 1,9

Deutschland

1993 38,8 293 4,4 – 49,1 82,3 35,4 2,3

2002 42,6 408 5,9 – 67,7 89,6 41,6 2,2

2010 45,7 441 6,4 – 71,7 92,1 45,1 2,0

* 1961

u Tab 3 Haushalte und Wohnsituation

u Abb 3 Bewohnte Wohnungen – durchschnittliche Fläche pro Person 
in Quadratmetern
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Abb. 4: Preisindex für Wohngebäude (Bauleistungen am Bauwerk, Neubau, konventionell) - 2005=100 

Abb. 3: Bewohnte Wohnungen - durschnittliche Fläche pro Person - in Quadratmetern

Bestimmungsfaktoren des  
Wohnungswesens
Bauen und Wohnen werden im Wesent-
lichen von den vorgelagerten Bodenmärk-
ten, den Gegebenheiten der Bauwirtscha", 
den Kapitalverhältnissen und der Beschaf-
fenheit der Nachfrage bestimmt. Da der 
Boden immobil, nicht vermehrbar und 
nicht reproduzierbar ist, ist die Verfüg-
barkeit bzw. der Ausweis von Bauland 
wichtig. Von der Gesamt$äche der alten 
und neuen Bundesländer wurden 1989/90 
rund 11,5 Prozent als Siedlungs- und Ver-
kehrsf läche genutzt, 55  Prozent waren 
landwirtschaftliche, 29  Prozent Wald, 
2 Pro zent Wasser und 2,5 Prozent sonstige 
Fläche. Die Preise für baureifes Land stie-
gen beispielsweise 1980 bis 1992 von 
 umgerechnet 42 auf 64 Euro pro Quadrat-
meter – ein Anstieg um 52 Prozent. Im sel-
ben Zeitraum stieg der Preisindex für 
Wohn gebäude um 50, der Lebenshaltungs-

kostenindex um 39  Pro zent.13 Die Kom-
munen haben vielfältige Möglichkeiten, 
die Menge des verfügbaren Baulandes 
und die Baulandpreise zu beeinf lussen, 
beispielsweise durch Erschließung und 
Vorratspolitik. u Abb 4

Es kennzeichnet die Bauwirtschaft, 
dass sie nicht auf Vorrat baut, sondern als 

„Bereitschaftsindustrie“ Kapazitäten für 
Au" räge vorhalten muss, sodass sie star-
ken Auftragsschwankungen unterliegt 
und individuelle Leistungen erbringt. Ihre 
wichtigsten bestimmenden Faktoren sind 
die Bausto!preise, die Arbeits- sowie wei-
tere Kosten, zum Beispiel für Ausrüstung, 
in jüngerer Zeit auch für Umweltschutz. 
Versuche zur Rationalisierung und Indus-
trialisierung der Bautätigkeit, zum Bei-
spiel durch Fertigteilbau, gab es schon 
früh, sie waren aber, anders als die techni-
sche Normung, nie sonderlich erfolgreich. 
Dazu trug neben der vielfach individuell 

geprägten Nachfrage insbesondere die 
kleinbetriebliche Struktur bei. Sieht man 
vom Plattenbau in der DDR ab, dominierte 
stets der traditionelle, regional gebundene 
kleinbetriebliche Baubetrieb. In Deutsch-
land gab es 1993 im Hochbau 19 903 traditi-
onelle Handwerks- und Industriebetriebe, 
davon hatten 15 270 maximal 19, nur 113 
mehr als 200 Mitarbeiter. Demgegenüber 
gab es nur 538 Hochbau-Fertigteilbetriebe.14

Auf dem Kapitalmarkt wirken zahlrei-
che Faktoren: neben den vielfältigen Ge-
staltungsmöglichkeiten der Eigen#nanzie-
rung (auch über Bausparen, Arbeitgeber-, 
Verwandten-, Mieterdarlehen etc.), der 
(kurz-, mittel-, langfristige) Zins sowie die 
überaus vielfältigen, di!erenzierten Mög-
lichkeiten der ö!entlichen Hand zur Steu-
erung und Subventionierung. u Tab 4

Die Nachfrage wird in erster Linie 
durch die demografische Entwicklung 
und die Zusammensetzung der Bevölke-

u Abb 4 Preisindex für Wohngebäude (Bauleistungen am Bauwerk,  
Neubau, konventionell) — 2005=100

75
Quadratmeter be- 
trug die durchschnitt- 
liche Fläche einer  
bewohnten Wohnung  
in der Bundes republik  
1972.

92,1
Quadratmeter  
waren es in  
Deutschland 2010. 
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Bausparkassen Sozialer Wohnungsbau: Finanzierung

Woh nungs- 
bauinves- 
titionen

Auszahlungen Bausparsumme des 
Vertragsbestandes

ins- 
gesamt

davon:

ins- 
gesamt

davon:

ins- 
gesamt

davon:

öffentliche 
Bauspar-
kassen

private 
Bauspar-
kassen

öffentliche 
Bauspar-
kassen

private 
Bauspar-
kassen

Kapital- 
markt

öffentliche 
Haushalte Sonstige

Mio. Euro % Mrd. Euro

x0885 x0886 x0887 x0888 x0889 x0890 x0891 x0892 x0893 x0894 x0895

Deutsches Reich

1928 21 1 20 – – – – – – – 1,4

1936 38 7 32 – – – – – – – 1,1

Bundesrepublik

1950 206 105 101 – – – – – – – 1,9

1960 – – – 25 711 11 019 14 692 5 143 44 25 31 11,4

1970 – – – 120 548 44 549 75 999 5 330 59 12 29 24,0

1980 24 590 8 809 15 781 383 595 118 717 264 877 12 153 51 17 33 53,0

1989 22 170 6 602 15 568 452 956 137 089 315 866 8 605 50 20 30 66,3

Deutschland

2000 38 048 10 649 27 399 658 693 213 877 444 816 – – – – 139,8

2010 30 202 8 569 21 634 780 621 264 570 516 051 – – – – 133,2

down-E!ekte“) zu nennen, bei denen bes-
ser verdienende Haushalte in höherwer-
tige Wohnungen ziehen und damit die bis-
her benutzten für einkommensschwache 
Nachfrage frei machen, sowie Arbitrage- 
Prozesse, bei denen Ein$uss von Nach-
barscha", Wohnquartier und Wohnum-
feld ausgeht.

rung bestimmt (u. a. Einheimische/Frem-
de bzw. Migranten; Altersgruppen/Gen-
tri#kation, Ein-/Mehrpersonenhaushalte), 
ferner durch den Zustand des Wohnungs-
marktes als inhomogener, unvollkomme-
ner Markt. Ihn prägen unter anderem Al-
ter, Qualität, Lage und Mietpreis der Woh-
nungen und natürlich die Vorgaben der 
öffentlichen Hand. Zwischen den Teil-
märkten bestehen zahlreiche Interdepen-
denzen. Hier sind unter anderem Filte-
ring-Prozesse zu nennen. „Filtering-down“ 
bedeutet, dass bei ausbleibender oder 
 unzulänglicher Sanierung und Moderni-
sierung die Wohnungen an Qualität ver-
lieren und für weniger leistungsfähige 
 Bevölkerungsschichten interessant werden; 
umgekehrt spricht man von „Filtering-up“. 
Außerdem sind Sickerprozesse („Trickle- 

u Tab 4	 Wohnungsbaufinanzierung

781
Milliarden Euro be- 
trug die Bauspar-
summe aller Bauspar-
kassen im Jahr 2010 
insgesamt.
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Datengrundlage

Aufgrund der territorialen Zersplitterung Deutschlands und damit auch der 
nur geringen administrativen Möglichkeiten, Bauen und Wohnen valide  
zu quantifizieren, gibt es für die Zeit seit dem frühen 19. Jahrhundert bislang 
keine konsistenten langen Reihen zu diesem Bereich. Zudem variieren die 
Definition und damit auch die Bestimmung und Erfassung der Objekte, 
 indem Statistiken zum Beispiel Wohnungen mitunter nur in Wohn-, mitunter 
auch in Nichtwohngebäuden erfassen, ferner Neubau ein- bzw. aus-
schließlich von Wiederaufbau, Instandsetzung etc. Zudem ist die Nutzung 
von Räumen zu Wohn- oder zu Gewerbezwecken häufig fließend und 
überhaupt die statistische Erfassung der Wohnung als inhomogenes Gut 
nicht einfach. Ferner wurden im Laufe der Zeit in den Erhebungen bzw. 
von den Statistischen Ämtern Angaben immer wieder neu zugeordnet, 
umbasiert bzw. neu berechnet und nicht zuletzt gelegentlich aus politischen 
Gründen „geschönt“, sodass die überlieferten Daten oft voneinander ab-
weichen. Deshalb sind auf dem Feld von Bauen und Wohnen mehr noch 
als auf vielen anderen Gebieten die sachliche Zuordnung im Detail und die 
definitorische Nuance von großer Bedeutung.

Vor Beginn der zentralen amtlichen Statistik wurden die meisten quantifi-
zierenden Zusammenstellungen von Ärzten, Sozialreformern und anderen 
Privatleuten aus sozialen Motiven und für sozialpolitische Zwecke vor-
genommen. Ferner gibt es schon recht früh umfassendes, aber regional 
 begrenztes Zahlenmaterial über Bau- und Wohnverhältnisse, beispiels-
weise in den Berichten der Landräte an die preußische Regierung Mitte des 
19. Jahrhunderts, ferner in einzelnen Brennpunkten der Wohnungsnot  
in der Hochindustrialisierung. Insgesamt ist das Zahlenmaterial für das  
19. Jahrhundert umfangreich, regional zersplittert und disparat.

Mit Einsetzen der amtlichen Statistik in den deutschen Staaten und vor 
 allem nach Gründung des Deutschen Reiches und des Kaiserlichen Sta-
tistischen Amtes werden die Zählungen umfassender und die Zahlen 

 gesicherter. Je näher man zur Gegenwart kommt, desto elaborierter und 
valider wird das Material. In der Statistik der Bundesrepublik Deutschland 
finden sich regelmäßig Erhebungen über den Wohnungsbestand, ähnlich  
in der Statistik der DDR.

Das Statistische Bundesamt hat auch Überblicksdarstellungen mit Material 
zu Bauen und Wohnen publiziert.15 Ferner publiziert das Wohnungsbau-
ministerium des Bundes (wechselnde Bezeichnungen) seit 1951 Statistiken 
im Bundesbaublatt.16 Seit Gründung der Bundesrepublik gibt das Statisti-
sche Bundesamt die Reihe „Wirtschaft und Statistik“ mit auch für Wohnen 
und Bauen relevanten Daten heraus.17

Daneben gibt es eine reichhaltige Publikationstätigkeit der Verbände, bei-
spielsweise der Landesbausparkassen mit „Markt für Wohnimmobilien“. 
Dort werden wichtige Daten und Fakten zum deutschen Wohnimmobilien-
markt, zur aktuellen Bautätigkeit, zu Wohnungsbestand, Finanzierung und 
Wohneigentumsbildung publiziert. Zudem gibt es die Jahresberichte der 
Bundesgeschäftsstelle Landesbausparkassen.18 Des Weiteren sind zu nen-
nen die Jahresberichte der Geschäftsstelle Öffentliche Bausparkassen.19  

Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie publiziert das Baustatisti-
sche Jahrbuch,20 und der Zentralverband Deutsches Baugewerbe gibt die 
Publikation „Baumarkt: Ergebnisse, Entwicklungen, Tendenzen“ heraus.21

Auf der Ebene der amtlichen Statistik der Europäischen Union beinhaltet 
die Online-Datenbank von Eurostat auch Daten zur Entwicklung des Bau-
gewerbes. Die Daten werden jeweils aktuell aufbereitet.22
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